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Dieses Papier stellt eine Übersicht zur Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik vom 23.10.2000, kurz EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) dar. 

Es soll interessierte und mit der Richtlinie befasste NABU-Mitglieder an den Inhalt der Richtlinie heranführen, die wesentlichen Elemente darstellen und erklären sowie Ansatzpunkte für die Naturschutzarbeit aufzeigen. Leider gibt es noch so gut wie keine praktischen Erfahrungen bei der Umsetzung der Richtlinie aus Naturschutzsicht, um so wichtiger ist die Wachsamkeit und der Informationsstand jedes einzelnen. 

Dieses Papier soll einen Grundstock dafür bereitstellen, kann aber verständlicherweise nicht die gesamte Richtlinie mit all ihren umfassenden Aspekten und Auswirkungen behandeln. Für weitergehende Informationen sei auf die z. T. doch recht ausführlichen Quellen und Veröffentlichungen hingewiesen, die der Literaturzusammenstellung entnommen werden können.

Es ist geplant, dieses Informationspapier parallel zu den normativen Konkretisierungen auf europäischer und nationaler bzw. Länderebene für den NABU fortzuschreiben.

Einführung

Die EG-Wasserrahmenrichtlinie ist am 22.12.2000 in Kraft getreten (Amtsblatt L Nr. 327 vom 22.12.2000, S. 1 ff.). Sie wurde im Lichte der Diskussion um eine Nachhaltige Entwicklung erarbeitet und stellt den im Gemeinschaftsrecht bislang einmaligen Versuch dar, die Gewässerbewirtschaftung europaweit auf eine einheitliche, ökologische und sozial verträgliche Grundlage zu stellen. Eine nachhaltige Gewässerbewirtschaftung beinhaltet den langfristigen Schutz von Wasser als Lebensraum, die Sicherung des Wassers als Ressource für die jetzige und die nachfolgenden Generationen und die Erschließung von Handlungsoptionen für eine dauerhaft naturverträgliche, wirtschaftliche und soziale Entwicklung (nach Kahlenborn, W./Kraemer, R. A., Nachhaltige Wasserwirtschaft in Deutschland, Springer: Berlin u. a. 1999). 

Die ganzheitliche Betrachtung der natürlichen Gewässersysteme und ihrer Nutzung von der Quelle bis zur Mündung unter Einbezug des Meeres ohne Beachtung der Verwaltungs- und Staatsgrenzen ist ihr zentrales Anliegen. Weitere wesentliche Stützen einer integrierten Gewässerbewirtschaftung sind der kombiniert immissions- und emissionsbezogene Ansatz, die Formulierung von Umweltzielen nach biologischen, chemischen und gewässermorphologischen Merkmalen, ein Flußgebietsmanagement und eine verstärkte Information, Anhörung und Beteiligung der Öffentlichkeit an der Entwicklung der künftigen Bewirtschaftungspläne. 

Bisher wurde die Wasserpolitik der EG von einer Vielzahl von mehr als 30 wasserbezogenen Einzelrichtlinien bestimmt, zwischen denen nur geringe übergreifende Zusammenhänge bestanden. Gerade das europäische Wasserrecht litt bislang an erheblichen Umsetzungsdefiziten in den Mitgliedstaaten. 

Die Notwendigkeit zu einer grundlegenden Zusammenfassung und Neustrukturierung des Wasserrechts der Gemeinschaft war offensichtlich, eine einheitliche Ausrichtung der Wasserpolitik der Mitgliedstaaten und die Schaffung eines europäischen Ordnungsrahmens wurden angestrebt. Mit der WRRL tritt ein ganzheitlicher und naturraumbezogener Ansatz an die Stelle der bislang zwangsläufig lückenhaften sektoralen Betrachtung.

Die WRRL tritt zudem neben die FFH-Richtlinie und die EG-Vogelschutzrichtlinie und stellt eine weitere wichtige Grundlage für den Arten- und Naturschutz in Europa dar, an die viele Hoffnungen geknüpft sind. 

Der grenzüberschreitende und zudem integrierte Ansatz, der in den Bewirtschaftungsplänen erfaßt werden muß, zeigt die Dimension möglicher Nutzungskonflikte auf, die allein deshalb eine breite Beteiligung der unterschiedlichen Interessengruppen erforderlich machen. Auf allen beteiligten Ebenen müssen neuartige Kommunikations- und Entscheidungsformen erarbeitet werden, um die anstehenden Aufgaben zu bewältigen. Als Modell können die etwa in der Arbeitsgemeinschaft zur Reinhaltung der Elbe gemachten Erfahrungen dienen. Beispielhaft sind aber auch die Bewirtschaftungsordnungen in den Niederlanden oder in Schweden. 

Die Notwendigkeit einer grenzüberschreitenden Bewirtschaftung veranlaßt zu einem Blick auf bereits vorhandene internationale Bewirtschaftungsregime wie die Internationale Kommission zum Schutz des Rheins (IKSR) oder die Internationale Kommission zum Schutz der Mosel und der Saar (IKSMS). 

Die Umsetzung und Verwirklichung der Ziele der WRRL erweist sich als auf Jahre hinaus angelegte Herausforderung für alle Beteiligten. Zur Unterstützung dieses Prozesses und zur Gewährleistung einer einheitlichen Umsetzung in den Mitgliedstaaten haben diese und die Europäische Kommission im Mai 2001 eine „Gemeinsame Umsetzungsstrategie“ (Common Strategy on the Implementation of the Water Framework Directive – CIS, abrufbar unter http://www.panda.org/europe/freshwater) entwickelt. Auf dieser Grundlage wurden zur Konkretisierung wesentlicher Schlüsselaufgaben der Umsetzung Arbeitsgruppen gebildet, die vor allem für die technischen Vorgaben der Richtlinie und ihrer Anhänge Leitlinien erarbeiten. So befaßt sich eine strategische Arbeitsgruppe unter der Leitung Spaniens mit der Erarbeitung technischer Leitlinien für bewährte Praktiken bei der Planung von Flußeinzugsgebieten. 

Im Hinblick auf die Tatsache, daß in der Bundesrepublik das Gros der komplexen Umsetzungsarbeit der richtlinienrechtlichen Vorgaben entsprechend den verfassungsrechtlichen Gesetzgebungskompetenzen gemäß Art. 75 GG bei den Ländern liegen, hat die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) damit begonnen, eine „Arbeitshilfe zur Umsetzung der EG-Wasserrahmenrichtlinie“ (abrufbar unter http://www.lawa.de) zu erstellen, die die Arbeitsfortschritte, die auf europäischer und nationaler Ebene gemacht werden, dokumentiert.   

Zudem hat die LAWA eine Reihe von (Unter-)Ausschüssen gebildet, um die Einzelheiten der Umsetzung und ihrer Schritte zu klären.

Die Regelungsaufträge, die das WHG an die Bundesländer weitergibt bzw. die Bereiche, die allein in die Kompetenz der Länder fallen, werden sich im wesentlichen auf verfahrensrechtliche Fragen konzentrieren, zum Beispiel das Verfahren zur Aufstellung der Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne, dessen wichtiger Teil die Öffentlichkeitsbeteiligung darstellt, sowie Vorgaben zur Überwachung des Zustandes der Gewässer. Weitere wesentliche detaillierte Inhalte der WRRL, insbesondere die zentralen technischen Anhänge II und V sollen in Form von Verordnungen –im wesentlichen ebenfalls auf Länderebene - rechtlich umgesetzt werden. 

Hinzuweisen ist bereits an dieser Stelle, daß der Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung des WHG derzeit die Möglichkeit der Länder unberührt läßt, gemäß § 1 Abs. 2 WHG kleine Gewässer von wasserwirtschaftlich untergeordneter Bedeutung sowie Heilquellen von den Bestimmungen des Gesetzes auszunehmen befugt sind. 

Wesentlicher Inhalt der Richtlinie

Reduziert man die WRRL auf ihre wesentlichen Inhalte, so ergeben sich folgende Punkte:

· Definition von Begriffen, die einer einheitlichen Bewirtschaftung zugrundeliegen

· Zielsetzungen und Leitbilder, insbesondere für Oberflächengewässer und Grundwasser

· Maßnahmenvorgaben zur Zielerreichung 

· Bewirtschaftung und Koordination derselben nach Flußgebietseinheiten

· Transparenz der Bewirtschaftung auf der Grundlage der Öffentlichkeitsbeteiligung und Berichtspflichten

Definitionen wichtiger Begriffe 

Art. 2 der Richtlinie enthält Definitionen für die erfaßten Gewässer, die Zielwerte und Zustandsbeschreibungen sowie weiterer nutzungsbezogener Begriffe. Teilweise werden Verweisungen auf den zentralen Anhang V und weiterer technischer Anhänge vorgenommen, die die Umsetzung der Richtlinie und ihrer Zielvorgaben weitestgehend von naturwissenschaftlichen Parametern abhängig macht. 

Ziele

Wesentliche übergreifende Ziele der WRRL sind nach ihren Erwägungsgründen insbesondere:

· Schutz und Verbesserung von Oberflächengewässern: Schaffung eines guten chemischen und ökologischen Zustandes,

· Schutz und Verbesserung des Grundwassers: Schaffung eines guten chemischen und mengenmäßigen Zustandes, 

· Schutz und Verbesserung der Wasserversorgung terrestrischer Ökosysteme, deren Qualität von einer Versorgung mit Grund- oder Oberflächenwasser abhängt, 

· Schutz der Übergangs- und Meergewässer,

· Minderung der Auswirkungen von Dürren und Überschwemmungen,

· Förderung nachhaltiger Wassernutzung durch Sicherstellung kostendeckender Preise, 

· Schrittweise Verringerung der Einleitung gefährlicher Stoffe

· Sicherung der Trinkwasserversorgung

Vor dem Hintergrund dieser übergeordneten Ziele einer nachhaltigen Nutzung von Wasserressourcen gibt Art. 4 Abs. 1 der WRRL die Ziele vor:

· eine Verschlechterung des Zustandes aller Gemeinschaftsgewässer zu verhindern, also sowohl der Oberflächengewässer als auch des Grundwassers und der Küstengewässer in der gesamten EU,

· die Ergreifung von Maßnahmen zum Schutz, zur Verbesserung und Sanierung hinsichtlich aller Oberflächengewässer und Grundwasser mit dem Ziel, bis zum Jahre 2015 nach Maßgabe des Anhangs V einen guten Zustand zu erreichen und zu bewahren. 

· Ebenfalls in die zentrale Zielbestimmung des Art. 4 aufgenommen sind Schutzgebiete, die nach Anhang IV näher umschrieben sind. Es handelt sich um Erholungsgewässer, empfindliche Gebiete nach Maßgabe der Richtlinie über die Behandlung kommunaler Abwässer, gefährdete Gebiete nach der Nitratrichtlinie, Gebiete zum Schutz wirtschaftlich bedeutender aquatischer Arten, Gebiete für die Trinkwasserentnahme sowie die FFH- und die Vogelschutzrichtlinie.

Grundsätzlich gilt ein Verschlechterungsverbot für die Gewässerqualität. Hinzu tritt jedoch ein ergebnisorientiertes, an Leitbilder gebundenes Verbesserungs und Erhaltungsgebot, das in einer Frist zu erreichen ist. Damit verbunden sind stets die übergeordneten Zielvorgaben des Art. 1, den Wasserverbrauch in der Gemeinschaft möglichst nachhaltig zu gestalten, um eine langfristige Versorgung mit Wasser von hoher Güte und in ausreichender Menge zu gewährleisten. 

Von zentraler Bedeutung sind die Anhänge, die die Verantwortung der Verwirklichung in die Hände naturwissenschaftlicher Fachdisziplinen liegen. Deshalb sind die Umweltverbände aufgerufen, in Kooperation auf lokaler, nationaler und gemeinschaftsweiter Ebene Leitbilder für die einzelnen Gewässertypen zu erstellen, um Forderungen und Alternativen für die Gewässerbewirtschaftung abzuleiten. 

Ein vertieftes Befassen mit den Anhängen und ihren teilweise komplexen Strukturen sowie den Konkretisierungen, die etwa die Umsetzungsstrategie CIS bieten, ist deshalb unerläßlich. 

Die Zielvorgabe des Art. 4 WRRL veranlaßt eine nähere Untersuchung der Frage, was unter dem „guten Zustand“ zu verstehen und wie er zu ermitteln ist. Grundlage ist neben Art. 4 der Anhang V im Zusammenspiel mit den Begriffsbestimmungen des Art. 2. 

Der Grundgedanke des „gutes Zustandes“

Der Grundgedanke des „gutes Zustandes“ ist der, daß das Gewässer zwar durch menschliche Nutzung beeinträchtigt werden darf, aber nur insoweit, daß die ökologischen Funktionen des Gewässers nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Es ist dabei zu unterscheiden zwischen Oberflächengewässer und Grundwasser. 

Zur Veranschaulichung soll im folgenden besonders auf die Vorgehensweise bei Oberflächengewässer eingegangen werden. 

1. Oberflächengewässer

Unter Oberflächengewässer versteht die Richtlinie Fließgewässer, Seen, Küstengewässer und sog. Übergangsgewässer (Ästuare und Lagunen).

Gemäß Art. 2 Nr. 17 meint der Begriff „Zustand der Oberflächengewässer“ die allgemeine Bezeichnung für den Zustand eines Oberflächenwasserkörpers auf der Grundlage des jeweils schlechteren Wertes für den ökologischen Zustand und den chemischen Zustand. 

Sowohl die ökologische als auch die chemische Komponente bestimmen zusammen über die Einstufung eines Gewässerzustandes; in einem „guten Zustand“ befindet sich ein Gewässer also, wenn gemäß Art. 2 Nr. 18 sowohl die ökologische als auch die chemische Komponente als „gut“ einzustufen ist. 

a) Guter chemischer Zustand

An der chemischen Komponente wird deutlich, daß die WRRL das bisherige Regelungswerk des europäischen Wasserrechts in sich aufnimmt, denn sie bezeichnet die Einhaltung bestimmter stoffbezogener gemeinschaftsrechtlicher Umweltqualitätsnormen. 

b) Guter ökologischer Zustand

Der ökologische Zustand wird als „Qualität von Struktur und Funktionsfähigkeit aquatischer, in Verbindung mit Oberflächengewässern stehender Ökosysteme gemäß der Einstufung nach Anhang V“ beschrieben, Art. 2 Nr. 21.

Tabelle 2.1 des Anhangs V konkretisiert die Einstufung für Oberflächengewässer wie folgt: 

Sehr guter Zustand
Guter Zustand
Mäßiger Zustand

Es sind bei dem jeweiligen Oberflächengewässertyp keine oder nur sehr geringfügige anthropogene Änderungen der Werte für die physikalisch-chemischen und hydromorphologischen Qualitäts-komponenten gegenüber den Werten zu verzeichnen, die normalerweise bei Abwesenheit störender Einflüsse mit diesem Typ einhergehen. Die Werte für die biologischen Qualitätskomponenten des Oberflächengewässers entspre-chen denen, die normalerweise bei Abwesenheit störender Einflüsse mit dem betreffenden Typ einhergehen, und zeigen keine oder nur sehr geringfügige Abweichun-gen an. Die typspezifischen Bedingungen und Gemeinschaften sind damit gegeben.
Die Werte für die biologischen Qualitätskomponenten des Oberflächengewässertyps zeigen geringe anthropogene Abweichun-gen an, weichen aber nur in geringem Maße von den Werten ab, die normalerweise bei Abwesenheit störender Einflüsse mit dem betreffenden Oberflächengewässer-typ einhergehen.
Die Werte für die biologischen Qua-litätskomponenten des Oberflächen-gewässertyps weichen mäßig von den Werten ab, die normalerweise bei Abwesenheit störender Einflüsse mit dem betreffenden Oberflächen-gewässertyp einhergehen. Die Wer-te geben Hinweise auf mäßige anthropogene Abweichungen und weisen signifikant stärkere Störun-gen auf, als dies unter den Bedin-gungen des guten Zustands der Fall ist.



Qualitätskomponenten für die Einstufung des ökologischen Zustandes sind biologische, chemische bzw. physikalisch-chemische und hydromorphologische Komponenten. Ihre Bedeutung wird für die verschiedenen Kategorien von Oberflächengewässertypen in ihren jeweils unterschiedlichen klimatischen und geographischen Zonen weiter aufgeschlüsselt. 

So gehören zum Beispiel gemäß Anhang V Abschnitt 1.1.1 zu den Qualitätskomponenten eines Flusses die Zusammensetzung und Abundanz (= Häufigkeit eines Vorkommens) der Gewässerflora, die der benthischen wirbellosen Fauna und die der Fischfauna. 

Als wesentliche hydromorphologische Komponenten werden neben den morphologischen Grundbedingungen (Tiefen- und Breitenvariation, Struktur und Substrat des Flußbettes, Struktur der Uferzone) der Wasserhaushalt (der Abfluß und seine Dynamik sowie die Verbindung zu Grundwasserkörpern) und die Durchgängigkeit eines Gewässers genannt. 

Allgemeine chemische und physikalisch-chemische Komponenten sind Temperaturverhältnisse, der Sauerstoffhaushalt, der Salzgehalt, der Versauerungszustand und die Nährstoffverhältnisse. 

Insgesamt wird der Zustand nach Anhang V Tabelle 1.2. anhand einer Skala von 5 Stufen beschrieben. Neben dem Referenzwert eines sehr guten Zustandes (vom Menschen nahezu unbeeinflußter Zustand) und dem zielwert eines guten Zustandes (geringe Abweichungen) kann ein Zustand als mäßig (signifikante unerwünschte Störungen), unbefriedigend (stärkere Veränderungen, Biozönosen weichen erheblich ab) oder schlecht (große Teile der natürlichen Biozönose fehlen) eingestuft werden.

Bereits eine idealisierte Darstellung eines Flusses in seiner Durchgängigkeit von der Quelle bis zur Mündung zeigt die Vielfalt seiner Lebensräume. Auch in seinem ungestörten Zustand entwickeln sich in Abhängigkeit etwa von seiner Größe und dem jeweiligen Naturraum in seinen geologischen und geographischen Gegebenheiten, von Licht und Temperatur unterschiedlichste Biozönosen (= Lebensgemeinschaften). 

Ihr Funktionieren setzt grundlegend eine lineare Durchgängigkeit voraus. Diese basiert auf charakteristischen natürlichen Veränderungen der abiotischen Veränderungen im Verlauf: so nimmt bereits die Wasserführung von der Quelle bis zur Mündung zu, es reduziert sich aber das Gefälle und damit die Strömungsgeschwindigkeit. Dementsprechend finden sich nur im Oberlauf Geröll oder grober Kies, während im Mittellauf feine Kiese und Sande und im Unterlauf und an der Mündung feinsandige und tonige Substrate dominieren. Im Oberlauf herrscht eine geringere Temperatur und ein höherer Sauerstoffgehalt. Hier erfolgt zudem ein starker Einfluß der Ufervegetation, die einerseits zu einer verstärkten Beschattung führt, andererseits dem Gewässer aber große Mengen an organischem Material zuführt. Mit zunehmender Gewässergröße nimmt die Bedeutung von Einträgen organischer Stoffe ab, denn es erhöht sich die Produktion im Gewässer selbst.  

Den verschiedenen morphologischen und physiologischen Eigenschaften lassen sich jeweils bestimmte Organismen in ihrer Anpassung zuordnen. Anschaulich wird die Zonierung durch sog. Fischregionen. 

Jede Veränderung bereits eines einzelnen Parameters kann zu einer Kette unterschiedlichster Einwirkungen auf dieses komplexe und außerordentlich komplizierte Gefüge biotischer und abiotischer Faktoren führen. Es sind nicht nur die unmittelbaren nutzungsbedingten Veränderungen, die in die Betrachtung und Bewertung einfliessen, sondern auch mittelbare Einflüsse auf das Gewässer, wie etwa Schadstoffeinträge aus der Luft. Schon in natürlichem Zustand weist jeder Fluß in seinem Lauf unterschiedliche Eigenschaften und damit unterschiedliche Anfälligkeiten für Veränderungen auf. Ein weiterer Aspekt ist die Problematik der Neophyten, die die Definition des sehr guten Zustandes relativieren können. In bestimmten Regionen stellt sich verstärkt die Frage des Fischbesatzes vor dem Hintergrund, daß Besatzmaßnahmen als Bewirtschaftung eine lange Tradition haben. Überhaupt sind historische Befunde zwar heranzuziehen, ihr Einfluß ist jedoch vor den heutigen Gegebenheiten zu überprüfen. Zentral dürfte jedenfalls in allen Fällen die Forderung nach einer Durchgängigkeit eines Fließgewässers sein. Dies hat Folgen für den Wasserbau, aber auch für die Uferregionen und ihren Schutz (Feuchtgebiete, Gewässerrandstreifen, Auenschutz, Hochwasserschutz) bzw. ihre Nutzung (Landwirtschaft). 

Festzuhalten ist, daß sich ein guter Zustand erst ermitteln läßt, wenn der sehr gute Zustand (Referenzwert) nach rein fachlichen Kriterien für ein Gewässer festgelegt ist, denn nur dann läßt sich eine Aussage über den Grad der Abweichung des Zustandes machen. Mit anderen Worten läßt sich ein guter Zustand nur anhand der geringfügigen Abweichung vom ungestörten Zustand beschreiben, der sich in der Artenzusammensetzung und den Dominanzstrukturen der Flora und Fauna zeigt. Es ist deshalb für die Naturschutzverbände unerläßlich, - am besten in Kooperation miteinander - für konkrete Oberflächengewässer Leitbilder zu erstellen, die den ungestörten, den sehr guten Zustand, festlegen. Diese Leitbilder für Gewässer dienen der Bewertung des Zustandes eines konkreten Gewässers. Sie fliessen so in jede Gewässerbewirtschaftung ein. 

Leitbilder prägen das Bewirtschaftungsziel, aber auch die Bewirtschaftungsmethoden, mögliche, effektivere Alternativen und das „Machbare“. Die Verbände sind gefordert, ihre Vorstellungen in die Diskussion um den Nachweis wesentlich besserer Umweltoptionen einzubringen. 

Die Bundesländer und die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) haben bereits Leitbilder für die Fließgewässer, die sich aufgrund ihrer Höhenlage in Tiefland- und Mittelgebirgsflüsse einteilen lassen, und ihren naturräumlichen Bezügen entwickelt. 

Es wird zu prüfen sein, ob die dabei angewandten Kriterien sich mit denen der WRRL decken, denn angestrebt werden soll gerade eine grenzüberschreitende Bewirtschaftung, die einheitliche Maßstäbe erforderlich macht.

2. Grundwasser

Gemäß Art. 4 Abs. 1 b) ist innerhalb der gegebenen Fristen für das Grundwasser ein guter Zustand dann erreicht, wenn sowohl ein guter mengenmäßiger Zustand als auch ein guter chemischer Zustand erreicht sind. 

a) Der gute chemische Zustand

Der gute chemische Zustand wird durch Art. 2 Nr. 25 unter Bezugnahme auf Anhang V definiert; er zielt hauptsächlich auf die Einhaltung der europäischen Umweltqualitätsziele ab, wie sie sich in Richtlinien niedergeschlagen haben. Wichtig ist die Verpflichtung, eine Trendumkehr bei ansteigenden Schadstoffkonzentrationen zu erreichen, Art 17. 

b) Der gute mengenmäßige Zustand 

In der Definition des guten mengenmäßigen Zustandes kommt der Nachhaltigkeitsansatz unmittelbar zum Tragen: Ein Grundwasserkörper ist in einem guten mengenmäßigen Zustand, wenn langfristig nicht mehr Wasser entnommen wird als für die aus dem Grundwasserkörper gespeisten Oberflächengewässer und für die mit ihm verbundenen Landökosysteme verträglich ist. Eine Entnahme darf also nicht höher sein als die Summe aus der Neubildungsrate und einer Abflußmenge, die erforderlich ist, damit sich die Oberflächengewässer in einem guten Zustand befinden und eine Schädigung der Landökosysteme nicht entsteht. 

Generell sollen die Anforderungen des guten Zustandes im Jahre 2015 verwirklicht sein.

Abweichungen und Ausnahmemöglichkeiten von den Zielen der WRRL – die Herausforderung für die Verbände

Die Richtlinie duldet in verschiedener Hinsicht Ausnahmen von ihren Zielvorgaben, die jedoch an Voraussetzungen geknüpft sind und begründet sein müssen. Die Voraussetzungen sind in der Richtlinie nur sehr ungenau definiert, woraus sich große Handlungsspielräume für die Mitgliedstaaten ergeben. Genau hierin liegt die Herausforderung der Naturschutzverbände, die bessere Umweltoption geltend zu machen. 

1. Abweichungen für „stark veränderte“ und „künstliche“ Gewässer: gutes ökologisches Potential

Neben der generellen Festlegung der Umweltziele für Oberflächen- und Grundwasserkörper sieht Art. 4 Abs. 3 die Ausweisung von „künstlichen“ und „erheblich veränderten“ Wasserkörpern vor, für die abweichende, geringere Zielsetzungen definiert werden können, namentlich die Erlangung eines „guten ökologischen Potentials“ und eines „guten chemischen Zustandes“ eines Oberflächengewässers. Eine Orientierung erfolgt also nicht an dem beschriebenen, rein naturwissenschaftlich begründeten Leitbild, sondern am „Machbaren“. 

Die Zielvorgabe orientiert sich am maximalen ökologischen Potential, das in dem stark veränderten Gewässer noch erreichbar wäre, ohne die Veränderungen rückgängig zu machen (Anhang V, 1.1.5 und 1.2.5). Es erfolgt also kein Vergleich mehr mit einem hypothetischen unbeeinflußten Zustand, auf den die Bewirtschaftung ausgerichtet ist. Ein kanalisierter und gestauter Fluß, dem die Verbindung zur Aue und zum Grundwasser fehlt, kann demnach als im guten Zustand bewertet werden. 

Die Änderung der Definition für den Referenzwert ist irreführend, denn der Blick richtet sich nicht mehr auf einen Naturzustand, sondern verharrt bei dem vorgefundenen Zustand. Ist hier besseres nicht erreichbar, kann der Zustand des Gewässers als gut bezeichnet werden. Damit bleibt alles beim alten, denn das maximale ökologische Potential ist gering, wenn nicht gar erreicht. Anstrengungen zur Verbesserung werden konterkariert. 

Indem bereits die Einstufung eines Gewässers ein falsches Bild vom Zustand bietet, die Richtlinie sich also nicht mit geringeren Anforderungen auf der Rechtsfolgenseite begnügt, entsteht eine fehlende Vergleichbarkeit, durch die die Öffentlichkeit über den eigentlichen Gewässerzustand im Unklaren gelassen wird ( vgl. hierzu Lell, Otmar, Jörg Rechenberg: Europäischer Gewässerschutz - Quo vadis? Eine Zwischenbilanz der Verhandlungsergebnisse zur EG-Wasserrahmenrichtlinie, UTA 1998. S. 272 – 278). Immerhin sollen die Einstufungen als „stark veränderte“ Gewässer im Kartenwerk durch eine graue Schraffur sichtbar gemacht werden. 

Die Grundlage für die verringerten Anforderungen bietet die Einstufung und Ausweisung als „stark veränderte“ und „künstliche“ Gewässer. Sie ist bereits dann möglich, wenn das Ziel eines guten ökologischen Zustandes „signifikante negative Auswirkungen“ hätte auf 

· „die Umwelt im weiteren Sinn, 

· die Schiffahrt einschließlich Hafenanlagen oder die Freizeitnutzung, 

· die Tätigkeiten, zu deren Zweck das Wasser gespeichert wird, wie Trinkwasserversorgung, Stromerzeugung oder Bewässerung, 

· die Wasserregulierung, den Schutz vor Überflutungen, die Landentwässerung, 

· oder andere ebenso wichtige nachhaltige Entwicklungstätigkeiten des Menschen.

Gemäß Art. 4 Abs. 3 b) finden wirtschaftliche Gründe Eingang in eine Verhältnismäßigkeitsprüfung: eine Ausweisung kann danach dann erfolgen, wenn 

· die nutzbringenden Ziele, denen die künstlichen oder veränderten Merkmale des Wasserkörpers dienen, aus Gründen der technischen Durchführbarkeit oder aufgrund unverhältnismäßiger Kosten nicht in sinnvoller Weise durch andere Mittel erreicht werden können, die eine wesentlich bessere Umweltoption darstellen.

Bereits die vage Fassung dieser Ausnahmemöglichkeiten läßt befürchten, daß von diesen Ausnahmemöglichkeiten rege Gebrauch gemacht wird. 

2. Weniger strenge Umweltziele

Neben Fristverlängerungen, die der Bewirtschaftungsplan vorsehen kann, bietet die Richtlinie weitere Abweichungsmöglichkeiten durch die Vorgabe weniger strenger Umweltziele. 

In dem für die Bewirtschaftung maßgebenden Art. 4 ist in Abs. 5 die Möglichkeit vorgesehen, weniger strenge Umweltziele für spezifische Wasserkörper festzulegen, die durch menschliche Tätigkeiten ... oder ihre natürlichen Gegebenheiten so beschaffen sind, daß das Erreichen des guten Zustandes nicht machbar oder unverhältnismäßig teuer wäre. Diese Ausnahmen sind nur möglich, wenn die Bedingungen des Art. 4 Abs. 5 a) bis c) der Richtlinie erfüllt sind. Es muß eine Begründung im Bewirtschaftungsplan und eine Überprüfung des Vorliegens der Voraussetzungen nach 6 Jahren erfolgen.

3. Weitere Ausnahmen

Eine weitere Ausnahmemöglichkeit bietet Art. 4 Abs. 6. Die Richtlinie sieht vorübergehende Verschlechterungen nicht als Verstoß gegen ihre Bestimmungen an, wenn sie durch höhere Gewalt, etwa Dürren oder Überschwemmungen, hervorgerufen wurden.

Wasserbewirtschaftung nach Einzugsgebieten

Das grundlegende Konzept der Richtlinie sieht eine Wasserbewirtschaftung nach Einzugsgebieten über Verwaltungs- und Staatsgrenzen hinaus vor. Es soll eine Bewirtschaftung erfolgen, die letztlich die natürlichen Wasserkreisläufe nachvollzieht.

Bewirtschaftung auf der Grundlage von Flußgebietseinheiten

Um die Umweltziele des Art. 4 zu erreichen, haben die Mitgliedstaaten gemäß Art. 3 Abs. 1 ihre Einzugsgebiete, also die Gebiete, aus welchen über Ströme, Flüsse oder Seen der gesamte Oberflächenabfluß an einer einzigen Flußmündung, einem Ästuar oder Delta ins Meer gelangt, zu ordnen und diesen jeweils eine entsprechende Flußgebietseinheit als administrative Grundlage zuzuordnen. Hierfür sind geeignete Verwaltungsvorschriften zu erlassen und es ist bis spätestens  2004 eine Behörde zu benennen, die die Verwaltung der Flußgebietseinheit leitet. Wesentliche Aufgabe dieser Behörde wird die Koordination von wasserwirtschaftlichen Maßnahmen innerhalb verschiedener Verwaltungsgrenzen sein, denn auch die Richtlinie läßt die Gebietshoheit der Mitgliedstaaten und die Kompetenzordnung ihrer Verwaltung unberührt. 

Die administrative Grundlage der Flußgebietseinheiten und die länderübergreifende Koperation muß auch für die Verbände eine Intensivierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit – auf der Ebene der Bundesländer, auf Bundesebene und im internationalen Kontext – zur Formulierung gemeinsamer Forderungen zur Folge haben. 

In der Bundesrepublik ist die Einteilung von Flußgebietseinheiten erfolgt. 

Flußgebietseinheiten in Deutschland [image: image1.jpg]



Einzelne Instrumente der Bewirtschaftung sind die Bewirtschaftungspläne und die Maßnahmenprogramme 

Die WRRL gibt in Art. 5 den Rahmen für die Bewirtschaftung von Gewässerkörpern vor. 

Vorrangige Anforderung der WRRL an die Mitgliedstaaten ist danach zunächst, die für ein Gewässer anstehenden Bewirtschaftungsfragen zu ermitteln. 

Grundlage ist die Analyse des Zustands, der die Erarbeitung von Umweltzielen folgt. Um diese zu erreichen, sind Maßnahmen zur Umsetzung festzulegen.

Die Umsetzung der Ziele erfolgt durch die Maßnahmenprogramme gemäß Art. 11 und die Bewirtschaftungspläne gemäß Art. 13.

Vorrangig ist die Ermittlung und Festlegung vorrangiger Bewirtschaftungsfragen, Art. 5.  

Hierfür sind die Charakteristiken jeder Flußgebietseinheit zu ermitteln und zu beschreiben, wie Anhang II dies vorsieht. Es sind Daten aus den verfügbaren Informationsquellen zu sammeln. Hierbei können auch die Verbände, bei denen oftmals erhebliches Fachwissen vorhanden ist, beitragen. Wesentliche Aufgabe dürfte die Ermittlung von Ursachen solcher Fragen sein, deretwegen eine geordnete Bewirtschaftung erforderlich wird. 

In diesem Zusammenhang werden Belastungsquellen und entsprechende Verbesserungsmaßnahmen zu ermitteln sein. 

Es werden insgesamt sieben anthropogene Belastungsquellen für Oberflächengewässer unterschieden: Punktquellen, diffuse Quellen, Wasserentnahmen, Abflussregulierung, morphologische Veränderungen, andere anthropogene Auswirkungen und die Bodennutzung.

Hingewiesen werden soll an dieser Stelle auf den sog. kombinierten Ansatz des Art. 10, der zur Begrenzung der Einleitungen in Gewässer eine Betrachtung der Emissionen mit dem immissionsbedingten Zustand eines Gewässers verbindet.

Zu den tatsächlichen Charakteristiken gehören weitere wesentliche Merkmale wie etwa das Vorhandensein von Feucht- und Schutzgebieten, deren Bedeutung Rechnung getragen werden muß. 

Eine weitere Aufgabe ist die Durchführung von Wirtschaftsanalysen zur Wassernutzung nach Art. 7 der Richtlinie. Im Hinblick auf Art. 9 haben die Mitgliedstaaten nämlich sicherzustellen, daß die Wasserpreise die Gesamtkosten aller mit der Wassernutzung verbundenen Dienstleistungen sowie die Kosten der Ressourcennutzung widerspiegeln, daß mit anderen Worten kostendeckende Wasserpreise erzielt werden können.  

Die wirtschaftliche Analyse soll insgesamt dazu dienen, die kosteneffizienteste Kombination von Bewirtschaftungsmaßnahmen zur Erreichung des guten Zustandes in den Flußgebieten zu erarbeiten. 

Die Bestandsanalyse, die zu ergreifenden Maßnahmen, die technischen Programme zur Überwachung des Wasserzustandes und die anzustrebenden Umweltziele finden Eingang in den Bewirtschaftungsplan. Bewirtschaftungspläne gemäß Art. 13 setzen sich vor allem aus den für das entsprechende Planungsgebiet durchgeführten bzw. durchzuführenden Maßnahmen zusammen, fassen deren Ergebnisse zusammen und verteilen Zuständigkeiten für ihre Durchführung. Eingang in die Bewirtschaftungspläne finden auch die Ergebnisse der Beteiligung der Öffentlichkeit. 


Maßnahmenprogramme 

Im Mittelpunkt der Bewirtschaftungspläne stehen die Maßnahmenprogramme nach Art. 11, die zur Erreichung der in der Richtlinie festgelegten Umweltziele für eine Flußgebietseinheit erstellt werden müssen und in die die vorab zu erstellenden Analysen einfliessen. Es handelt sich um Pakete der unterschiedlichsten rechtlichen, administrativen, planerischen oder finanztechnischer Maßnahmen.

An dieser Stelle wird die Bedeutung der WRRL deutlich, die sie für andere umweltrelevante Bereiche, etwa die Landwirtschaft, das Recht der Anlagengenehmigung oder die Produktion und Immission von Schadstoffen (insbesondere prioritäre Schadstoffe, vgl. Art. 2 Nr. 43 ff.) hat. Sie wird in ihren Aussagen immer wieder in entsprechende Stellungnahmen, etwa zu Programmen für den ländlichen Raum, einfliessen müssen. 

Man unterscheidet grundlegende Maßnahmen und ergänzende Maßnahmen. 

Art. 11 verweist für die grundlegenden, verbindlich zu erfüllenden Maßnahmen über Anhang VI Teil A auf verschiedene europäischen Wasserrechtsrichtlinien, deren Einhaltung damit sichergestellt wird. 

Zu den grundlegenden Maßnahmen gehören etwa die Verringerung von prioritären Schadstoffen, das Verbot der Direkteinleitung von Schadtstoffen in das Grundwasser, die Genehmigung oder Registrierung von Schadstoffeinleitungen, die Genehmigung gewässerbautechnischer Maßnahmen. 

Ergänzende Maßnahmen sind über diesen Standard hinausgehende Maßnahmen, deren Ergreifung im Ermessen der Mitgliedstaaten stehen. 

Denkbare Maßnahmen sind vor allem naturschutzfachliche Maßnahmen, wie zum Beispiel Maßnahmen zur Entwicklung des Gewässers und der Verbesserung der ökologischen Durchgängigkeit (Förderung der Eigendynamik, der natürlichen Entwicklung der Gewässersohle, Verminderung der Tiefenerosion, Wiederherstellung natürlicher Lebensräume) und die Entwicklung des Ufer- und Auenbereichs (Ausweisung von nutzungsfreien Gewässerrandstreifen, Entfernen von massivem Uferbau, Hochwasserrückhalt, Reduzierung des Stoffeintrags). 

Die Fristen der Umsetzung 

Die WRRL setzt sowohl für die rechtliche Implementierung als auch für die Umsetzung der einzelnen Inhalte und Instrumente Fristen. 
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 WRRL       Fristen

Inkrafttreten
25
Dez. 2000

Rechtliche Umsetzung

Erlass der Rechtsvorschriften

Bestimmung der zuständigen Behörden

Benennung der zuständigen Behörden gegenüber EU


24

3 (7)

3 (8)


Dez. 2003
Dez. 2003
Jun. 2004


Bestandsaufnahme
Analyse der Merkmale eines Flussgebiets

Verzeichnis der Schutzgebiete

Signifikante Belastungen erfassen und beurteilen

Wirtschaftliche Analyse der Wassernutzungen

Fortschreibung der Bestandsaufnahme
5 (1)

6 (1)

5 (1)

5 (1)

5 (2)



Dez. 2004
Dez. 2004
Dez. 2004
Dez. 2004
Dez. 2013/2019

EU-Regelung Grundwasser
Benenenung von Maßnahmen zum Grundwasserschutz durch EU

Kriterien für den chemischen Zustand und Trendumkehr durch EU

Kriterien auf nationaler Basis (falls erforderlich)
17 (1)

17 (2)

 17 (4)

Dez. 2002
Dez. 2002
Dez. 2005


Monitoringprogramme
aufstellen und in Betrieb nehmen
    8
Dez. 2006

Öffentlichkeitsbeteiligung
Veröffentlichung des Zeitplans und des Arbeitprogramms

Veröffentlichung der wichtigsten Wasserbewirtschaftungsfragen

Veröffentlichung der Entwürfe des Bewirtschaftungsplans
14 (1a)

14 (1b)

14 (1c)



Dez. 2006
Dez. 2007
Dez. 2008


Bewirtschaftungsplan und Maßnahmenprogramme

Aufstellung und Veröffentlichung des Bewirtschaftungsplans

Aufstellung eines Maßnahmeprogramms

Umsetzung der Maßnahmen

Fortschreibung des Bewirtschaftungsplans

Fortschreibung der Maßnahmenprogramme

 13 (6)

11 (7)

11 (7)

13 (7)

 11 (8)

Dez. 2009

Dez. 2009

Dez. 2012

Dez. 2015

      Dez. 2015

Zielerreichung
Guter Zustand in den Oberflächengewässern

Guter Zustand im Grundwasser

Erfüllung der Ziele in Schutzgebieten

Fristverlängerungen für Zielerreichung

4 (1a)
4 (1b)
4 (1c)
4 (3)

Dez. 2015

Dez. 2015

Dez. 2015

Dez. 2021/2027

Prioritätenliste "Gefährliche Stoffe"
Vorschlag von Grenzwerten für Emissionen und Immissionen

Fortschreibung der Prioritätenliste

Auslaufen des Einbringens prioritärer gefährlicher Stoffe
16 (8)
16 (4)
16 (6)

Dez. 2002

Dez. 2004

     20 Jahre1

Kostendeckende Wasserpreise
eingeführt bis
9 (1)
Dez. 2010

1 nachdem die Vorschläge zur Umsetzung der Vorgaben für prioritäre gefährliche Stoffe angenommen worden sind.

Quelle: LAWA-Arbeitshilfe zur Umsetzung der WRRL

Öffentlichkeitsbeteiligung

Der Erfolg der Richtlinie hängt nach iher eigenen Einschätzung von einer engen Zusammenarbeit und kohärenten Maßnahmen auf gemeinschaftlicher, einzelstaatlicher und lokaler Ebene ab. „Genau so wichtig sind jedoch Informationen, Konsultationen und Einbeziehung der Öffentlichkeit, einschließlich der Nutzer“, so die Präambel der Richtlinie. 

In der Richtlinie direkt festgeschrieben sind folgende Aktivitäten zur Information der Öffentlichkeit: 

Veröffentlichung von Zeitplan und Arbeitsprogramm bis Dez. 2006, 

Veröffentlichung der wichtigsten Wasserbewirtschaftungsfragen bis Dez. 2007,

Veröffentlichung der Entwürfe zu den Bewirtschaftungsplänen bis Dez. 2008.

Die Anforderungen an die Information und Anhörung der Öffentlichkeit sind in Art. 14 explizit genannt. Es wird unterschieden zwischen Information, Anhörung UND Beteiligung. 

Diese drei Begriffe haben also unterschiedliche Inhalte und sind entsprechend zu handhaben. 

Die rechtzeitige und umfassende Bereitstellung von Informationen ist ein wesentlicher Schritt. Die Beteiligung muß effektiv möglich sein. Um eine aktive Einbeziehung und Anhörung zu ermöglichen, räumen die Mitgliedstaaten für schriftliche Bemerkungen zu diesen Unterlagen eine Frist von mindestens sechs Monaten ein, so Art. 14 Abs. 2.

Aufgabe der Öffentlichkeit muß hierbei insbesondere sein, auf die Einhaltung des festgeschriebenen Zeitplanes zu achten, um ein ähnliches Desaster wie bei Natura 2000 zu vermeiden. Auch sollte darauf gedrungen werden, daß die Verlängerungsfristen nicht in Anspruch genommen werden. Neben diesen explizit festgeschriebenen Schritten zur Bereitstellung von Informationen geht der Bedarf an öffentlicher Mitwirkung jedoch viel weiter. Nur über eine aktive Beteiligung von betroffenen Gruppen kann eine rechtzeitige und erfolgreiche inhaltliche Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie gewährleistet werden. Dies beinhaltet neben der Information die Anhörung der Interessengruppen und deren Einbindung in den Planungs- und Entscheidungsprozess. 

Die rechtliche Umsetzung der Vorgaben 

Bei der rechtlichen Umsetzung ist die Novellierung des WHG und die der Landesgesetze zu unterscheiden. 

Auf Bundesebene sieht das Siebte Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes, das als am 05.09.2001 vom Bundeskabinett beschlossener Entwurf Gegenstand des Gesetzgebungsverfahren ist, im wesentlichen eine 1:1 Umsetzung der WRRL vor. Wesentliche Schwerpunkte sind 

· die Erweiterung des Grundsatzes des § 1 WHG im Sinne der Ziele des Art. 1 der WRRL

· Einfügen von Begriffsbestimmungen, insbesondere gemäß Art. 2 WRRL

· Grundsatz der Bewirtschaftung 

· von Grund- und Oberflächengewässern in Flußgebietseinheiten und die Verpflichtung zur Koordination der grenzüberschreitenden Gewässerbewirtschaftung, insbesondere im Hinblick auf Art. 3 WRRL

· Festlegung der Umweltziele einschließlich der Ausnahmeregelungen

· Einführung der in Art. 11 vorgeschriebenen Maßnahmenprogramme 

· Regelung des Bewirtschaftungsplans nach Art. 13 WRRL

· Öffentlichkeitsbeteiligung nach Art. 14 WRRL

Im wesentlichen beschränkt sich das WHG damit auf die buchstabengetreue Übernahme der richtlinienrechtlichen Vorgaben. Alle übrigen Vorgaben der WRRL, insbesondere aber alle weiteren Verfahrens- und Zuständigkeitsvorschriften, sind in den Landeswassergesetzen zu treffen.

Wichtig und durch eine Bundesratsinitiative auf den Weg gebracht ist die Änderung des Bundeswasserstraßengesetzes, insbesondere die Artikel 8 und 12 betreffend die Unterhaltung und den Aus- und Neubau von Binnenwasserstraßen. Auch die Unterhaltung und der Ausbau haben sich den verbindlichen Bewirtschaftungszielen anzupassen. Der derzeitige Wortlaut, wonach den „Belangen des Naturhaushaltes Rechnung“ zu tragen ist, ist nicht ausreichend. 

Es ist angesichts der Vielgestaltigkeit des deutschen Umweltrechts noch nicht abzusehen, welche Gesetzeswerke in gleicher Weise auf die WRRL „einzuschwören“ sind. Zu denken ist hier an das Baurecht, das Raumordnungsrecht, das Bergrecht, aber auch das Naturschutzrecht sowie das Bodenschutzgesetz. 

Der wesentliche Teil der legislativen Umsetzung hat deshalb auf Länderebene zu erfolgen. 

Auch die zentralen Anhänge II und V werden durch Verordnungen in das deutsche Recht eingefügt. 

Die Abarbeitung der Regelungsaufträge an die Länder wird zu erheblichen verfahrensrechlichen Änderungen führen. Es sind die wasserrechtlichen Gestattungen an den Mechanismus der Bewirtschaftungspläne anzupassen, was umfangreiche Vorbehalte und Rücknahmemöglichkeiten notwendig machen dürfte. Es ist die Öffentlichkeitsbeteiligung in ein Verfahren ebenso einzubinden wie die grenzüberschreitende Koordination der Verwaltungen. 

Nichtsdestotrotz werden es die lokalen Ebenen sein, die die Instrumente der Bewirtschaftungspläne und Maßnahmenprogramme mit Leben erfüllen. Auf den Bestand von Schutzgebieten, vor allem aber auf eine naturschutzfachliche Erarbeitung und Begleitung der Bewirtschaftung im Vollzug dürfte entscheidend sein.

An dieser Stelle sei hinsichtlich des Standes der Arbeiten auf den Aufsatz von Günther-Michael Knopp, Die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie im deutschen Recht, ZUR 2001, Heft 6, S. 368 ff. verwiesen. 


Bedeutung vor Ort: Worauf ist zu achten, wo bieten sich Ansatzpunkte für eine aktive Mitarbeit bei der Umsetzung?

Eine gute Koordinierung der einzelnen Landesverbände bzw. Kreisgruppen untereinander ist unerlässlich, da die Abgrenzung der Flußgebiete nach Einzugsgebieten erfolgt und nicht nach Verwaltungseinheiten. Es gilt stets, mindestens genauso gut wie die behördliche Seite koordiniert zu sein. Eine im Vergleich bessere Vernetzung ermöglicht einen Wissenvorsprung und kann Vorteile bei der Interessenvertretung bringen. Wie kann eine aktive Rolle vor Ort aussehen: 

Drängen auf Mitarbeit in den mit der WRRL befassten Gremien und Ausschüssen. 

Einwirken auf Erstellung des Zustandsberichtes, Kontrolle der ausführenden Behörden und Kooperation mit ihnen bei der Bestandsaufnahme und der Analyse im Rahmen der Erstellung der Bewirtschaftungspläne und des Maßnahmenprogramms.

Zusammenarbeit mit den Behörden bei der Umsetzung der Maßnahmenprogramme an den Gewässern „vor Ort“. (z. B. Initiative zu  und Mitarbeit bei Pilotprojekten zur vollwertigen Renaturierungen im Rahmen der Maßnahmenprogramme; jedoch Warnung vor halbherzigen Umsetzungs-versuchen, die nicht zur Zielerreichung des guten Zustands ausreichen).

Worauf ist dabei besonders zu achten? 

Ist ein Gewässer wirklich „erheblich verändert“? Oder wird nur versucht, die Anwendung strengerer Kriterien zu umgehen? Alte Kanäle, Mühlgräben etc. sind zwar künstlich geschaffen worden, stellen aber für den Naturschutz wichtige Bereiche dar. Aufgrund des meist hohen Alters dieser Bauten haben sich hier quasi-natürliche Lebensgemeinschaften angesiedelt, die eine Einstufung als erheblich veränderte Wasserkörper nicht rechtfertigen würden.

Nach Art. 4 Abs. 5 c) leitet sich ein allgemeines Verschlechterungsverbot her. Diese Zielsetzung ist auch für Unterhaltungsmaßnahmen verpflichtend! Hier besteht ein wichtiger Ansatzpunkt gegen Eingriffe in den Wasserhaushalt und den Naturhaushalt an Gewässern (Flurbereinigung, Verkehrsmaßnahmen, Uferbebauung, etc.), der wahrgenommen werden sollte. Stets ist das Ziel des guten Zustands (ökologisch, chemisch und hydromorphologisch) von Grund-, Küsten- und Oberflächengewässern im Auge zu behalten. In strittigen Fragen bildet dieses Hauptziel der Wasserrahmenrichtlinie ein gewichtiges Argument für oder gegen eine Maßnahme.

Die Vorgaben in der Richtlinie sind zum Teil recht recht vage. Die Frage, was ein unverhältnismäßig hoher technischer oder finanzieller Aufwand oder eine wesentlich bessere Umweltoption ist, hängt vom Blickwinkel und der Interessenlage des Betrachters ab. Hier sollte im Sinne einer effektiven Lobbyarbeit und Informationspolitik auf eine Auslegung im Sinne des Naturschutzes hingewirkt werden. Möglicherweise bedarf es einiger Präzedenzfälle in der Rechtsprechung, um diese Leerstellen des Gesetzes mit Inhalt zu zu füllen.

Für den NABU dürfte letztlich die Mitwirkung im konkreten Vollzug wichtiger sein als die Mitwirkung an der gesetzlichen Umsetzung. Wenn die Verbände rechtzeitig zu den Behörden Kontakt aufnehmen, die Themen der WRRL in der Öffentlichkeit bekannt machen und umfassend an der Erstellung von Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaftungsplänen mitwirken, kann die WRRL ein wichtiges Umweltschutzinstrument werden.
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- Informationen des Umweltbundesamtes zur WRRL; mit einer Chronologie der Entwicklung, Dokumentation des Gesetzgebungsprozesses auf EU-Ebene, einer geomorphologischen Charakterisierung für die Typisierung der Oberflächengewässer sowie der Darstellung der Bewertungsinstrumente unter: 

http://www.umweltbundesamt.de/wasser/themen/wrrl_chronologie.htm
- Basis-Informationen des BMU zur WRRL unter: 

http://www.bmu.de/sachthemen/gewaesser/wasserrichtlinie.htm
- Forum der Arbeitsgemeinschaft EU-Wasserrahmenrichtlinie (Verbund von einigen privaten Planungsbüros; Seite im Aufbau): http://www.eu-wrrl.de/index.html
- Informationen des Hessichen Landesamtes für Umwelt und Geologie, mit Kurzbeschreibung einiger Pilotprojekte in hessischen Teileinzugsgebieten und einigen regionalen Karten: http://www.hlug.de/medien/wasser/flussgebiete/index.htm
Quelle: Umweltbundesamt,Nov. 2000
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Inhalt eines Bewirtschaftungsplans:


Beschreibung der Merkmale und Charakteristika der Flußgebietseinheit 


Zusammenfassende Darstellung der  signifikanten Belastungen und Einwirkungen


Ermittlung und Kartierung von Schutzgebieten (Art. 6, Anhang IV)


Karte der Überwachungsnetze (Art. 8, Anhang V)


Liste der Umweltziele; Abweichungen von der Grundmaßgabe „guter Zustand" sind hier zu begründen (Art. 4)


Zusammenfassung der wirtschaftl. Analyse des Wassergebrauchs (Art. 5, Anhang III)


Maßnahmenprogramm (Art. 11)


Ggf. Verzeichnis detailierterer Programme für Teilgebiete oder Sektoren


Zusammenfassung der Ergebnisse der  Öffentlichkeitsbeteiligung (Art. 14)


Liste der zuständigen Behörden





Argumente für eine aktive Beteiligung der Öffentlichkeit:


Schlüsselprobleme der Wasserbewirtschaftung werden besser erkannt.





Die politische und kulturelle Akzeptanz der Maßnahmenprogramme wird erhöht. 





Auflagen und Verpflichtungen werden eher eingehalten, wenn die Betroffenen sie selbst miterarbeitet haben.





Mögliche Konflikte werden minimiert oder ausgeschlossen.





Die Umsetzungskosten werden minimiert, da bereits bestehendes Wissen von Gruppen oder Organisationen genutzt werden kann. Doppelarbeit wird vermieden.











SEITE  
2

